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Grundlegendes zu Parteien und Staat



Parteien und moderne Staatlichkeit

Sebastian Bukow und Uwe Jun

Parteien nehmen als intermediäre Organisationen im politischen System eine

„Zwitterstellung zwischen Staat und Gesellschaft“ (Bukow 2013, S. 61) ein, wobei

sie – funktional höchst bedeutsam – Staat und Gesellschaft in einzigartiger Weise

verknüpfen. Dabei sind sie, betrachtet man sie in parteiorganisatorischer Sicht, in

Staat und Gesellschaft „gleichermaßen strukturell verankert [. . .]. Sie verkörpern

sowohl Gesellschaft als auch Staatlichkeit, nur in jeweils unterschiedlichen orga-

nisatorischen Aggregatzuständen“ (Wiesendahl 2013a, S. 14). Diese Doppelrolle

bedingt ein sehr spezifisches Verhältnis von Parteien und Staat, das in den einzel-

nen Beiträgen dieses Buches von Interesse ist. Dabei werden unterschiedliche

disziplinäre Ansätze – insbesondere der Politik- und Rechtswissenschaft – verfolgt

und verbunden. Im Kern lassen sich so zwei Perspektiven herausstellen: Parteien

und Staat sowie Parteien im Staat. Diese zwei Perspektiven werden nachfolgend

unter Bezugnahme auf die Einzelbeiträge des Buches erläutert.

1 Parteienstaat oder Parteiendemokratie?

Das spannungsreiche Verhältnis von Parteien und Staat wird politikwissenschaft-

lich insbesondere entlang der Frage „Parteienstaat oder Parteiendemokratie?“

(Stöß 2001, S. 13) diskutiert. Trotzdem werden beide Begriffe gelegentlich auch
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synonym verwendet, wenngleich unbestreitbar ist, „dass es einen Unterschied

zwischen Parteiendemokratie und Parteienstaat geben muss“ (Oberreuter 1990,

S. 26). Der Begriff des Parteienstaates ist in der jüngeren Parteienforschung jedoch

überraschenderweise kaum umfassend diskutiert worden (Ausnahmen sind etwa

Stöß 2001; Holtmann 2012, S. 149 ff.; Wiesendahl in diesem Band) und spielt im

empirisch orientierten Zweig der Disziplin keine herausragende Rolle. Die dezi-

dierteste und umfassendste Lehre vom Parteienstaat in Deutschland hat daher

bezeichnenderweise mit Gerhard Leibholz ein Rechtswissenschaftler und ehemali-

ger Bundesverfassungsrichter in den 1950er-Jahren entwickelt (interessanterweise

finden sich in einem jüngeren Sammelband zum Staatsverständnis von Leibholz

auch nur ausschließlich rechtswissenschaftliche Beiträge, vgl. Kaiser 2013). Er

bezeichnet den Parteienstaat als „rationalisierte Erscheinungsform der plebiszitär-

en Demokratie“ (Leibholz 1958, S. 226). Politische Parteien fungieren in dieser

Sichtweise als Sprachrohr des Volkes und verwirklichen die Idee der Massen-

demokratie in modernen Flächenstaaten; sie verkörpern gleichermaßen den Staats-

und Gemeinwillen und setzen ihn in staatliches Handeln um. Durch sie übt das

Volk die Staatsgewalt aus, die Parlamentsabgeordneten sind nur der verlängerte

Arm der Parteien. Damit werde die liberal repräsentative Demokratie unwiderruf-

lich vom massendemokratischen Parteienstaat des 20. Jahrhunderts abgelöst. Der

Parteienstaat stelle die Verwirklichung des Prinzips der Identität dar (siehe Siehr

2013). Leibholz behauptet somit eine Dichotomie von Repräsentation einerseits

und Identität anderseits und sieht mit der grundgesetzlichen Hervorhebung der

Parteien in Artikel 21 die Grundlagen für den Parteienstaat gegeben, da politische

Parteien als legitime politische Organisationen in das Staatsgefüge inkorporiert

worden sind. Grundlage des Funktionierens des Parteienstaates bildet die inner-

parteiliche Demokratie, wie sie auch für Parteiendemokratien konstitutiv ist. Die

Leibholzsche Lehre ist vielfach kritisiert worden, insbesondere mit dem Verweis

auf das freie Mandat der Abgeordneten nach Artikel 38 des Grundgesetzes samt

des ihm innewohnenden Repräsentationsverständnisses, aber auch als Zerrbild der

politischen Realität der Bundesrepublik (vgl. Haungs 1973, 1980) oder als Gefahr

des Parteienmonopols bei der gesellschaftlichen Willensbildung (vgl. Hennis

1983) und der unzureichenden Berücksichtigung oder Zurückdrängung anderer

intermediärer Organisationen (vgl. Oberreuter 1990, S. 26). Als zentralen Grund

für die Durchdringung des Staates durch die Parteien in Deutschland lässt sich

anführen, dass die Parteien nach 1945 nahezu uneingeschränkt als einzige nicht

beschädigte Institution denWiederaufbau des Landes wesentlich gestalten konnten

(vgl. Hennis 1983, S. 38). Im vorliegenden Band unternimmt Elmar Wiesendahl

den Versuch, den Begriff des Parteienstaates neu zu definieren. Er sieht den

Parteienstaat als einen von Parteien maßgeblich dominierten, repräsentativ-
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demokratischen Leistungs- und Regulierungsstaat. Wiesendahl verbindet damit

parteiendemokratische und parteienstaatliche Aspekte. Ihren prägnanten Ausdruck

finde Parteienstaatlichkeit in der „Machtverengung auf gouvernementale Parteien-

herrschaft“ (Wiesendahl in diesem Band).

Wesentlich stärker aufgenommen als der Parteienstaatsbegriff ist in der Parteien-

forschung das Modell der Parteiendemokratie, das das gesellschaftliche Handeln

von Parteien stärker betont (vgl. etwa Wiesendahl 2012, 2013b). Parteien in west-

lichen Demokratien sind in vielerlei Hinsicht mit ihren gesellschaftlichen Wurzeln

verwoben; am augenfälligsten durch ihre Bindung zu Wählern, die sie im Sinne

eines Repräsentationsanspruchs vertreten sollen. Das heißt, nach dem Modell der

Parteiendemokratie sollen Parteien im Wettbewerb mit anderen Parteien Interessen,

Meinungen oder Werte von zumindest einzelnen Bevölkerungsgruppen vertreten.

Voraussetzung dafür ist ein Erkennen bzw. die Kenntnis der verschiedenen politi-

schen Positionen der jeweiligen Partei durch ihre potenziellen Wähler.

Diese Repräsentationsleistung erfolgt durch Programme, Stellungnahmen, po-

litische Aktionen oder durch konkrete Politik in parlamentarischen Gremien oder

Regierungen. Umso mehr sich eine Partei mit den politischen Wünschen und

Vorstellungen ihrer Wähler im Einklang befindet, umso responsiver ist sie. Res-

ponsivität beschreibt also den Versuch und die Bereitschaft bzw. Fähigkeit von

Parteien, in Übereinstimmung mit ihren Wählern zu handeln. Dazu bedarf es

kommunikativer Vermittlungsleistungen zwischen der Partei und ihren Wählern;

diese sollten wechselseitig sein. Einerseits vermittelt die Partei ihren Wählern ihre

Standpunkte und politischen Positionen, andererseits trägt sie die Positionen ihrer

Wähler in staatliche Institutionen hinein. Voraussetzung für Letzteres ist, dass eine

Partei Mandate im Parlament oder Ämter in der Regierung innehat.

Vier Voraussetzungen sollten also für das Modell einer vollständig funktionie-

renden repräsentativen Parteiendemokratie gegeben sein, die zusätzlich zu den

grundlegend eine Demokratie konstituierenden Faktoren Geltung haben:

1. Parteien konkurrieren um Wählerstimmen in einem offen ausgetragenen Wett-

bewerb;

2. Parteien bieten in Form von Programmen, Statements oder politischen Ent-

scheidungen inhaltliche Positionen in einzelnen Politikfeldern wie etwa

Wirtschafts-, Außen- und Sicherheits- oder Umweltpolitik an und der Wähler

kennt diese;

3. Die Programme bzw. inhaltliche Politik weist eine gewisse Kohärenz auf,

sodass der Wähler ein konturiertes Bild über die Politik der Partei hat;

4. Ein Mindestmaß an Responsivität der Partei in Form von Übereinstimmung

zwischen Wählerwillen und Parteihandeln ist erkennbar.

Parteien und moderne Staatlichkeit 5



Mit der Ausbreitung des allgemeinen Wahlrechts zu Beginn des 20. Jahrhun-

derts und der daraus hervorgehenden Massendemokratie wurde es für politische

Parteien unerlässlich, komplexere organisatorische Strukturen zu entwickeln, um

die politische wie soziale Integration ihrer Anhänger in der Demokratie sicherzu-

stellen. Um eine stabile gesellschaftliche Verankerung zu garantieren, bilden

politische Parteien Organisationsstrukturen aus. Sie etablieren diese Strukturen,

um einerseits in die Gesellschaft hinein zu wirken und andererseits um in staatlichen

Institutionen wirkungsvoll agieren zu können (vgl. etwa Bukow und Poguntke

2013). Sichtbarstes Zeichen einer solchen Organisationsstruktur sind die Mitglie-

der in den Ortsvereinen oder die Geschäftsstellen in Städten und Gemeinden. Die

Mitgliederbasis stellt ein wichtiges Bindeglied einer Partei zur Gesellschaft her,

kommen doch die Mitglieder aus der Gesellschaft und wirken in diese hinein. Die

Umsetzung von Parteibeschlüssen in verbindliche Entscheidungen erfolgt auf der

staatlichen Ebene in Regierungen und Parlamenten. Katz (1986) hat in diesem

Kontext die Bedingungen dafür formuliert, wann von Parteienregierungen gespro-

chen werden kann (siehe auch Wiesendahl in diesem Band). Welches Ausmaß an

innerparteilicher Demokratie innerhalb der jeweiligen Parteien vorhanden sein

sollte, ist Gegenstand normativer wie empirischer Diskussionen, die an dieser

Stelle nicht vertieft werden können (vgl. Thaysen 1986).

2 Hinwendung der Parteien zum Staat

In der Realität von Parteiendemokratien hat die Basis der Parteiorganisation,

die party on the ground, zugunsten der party in public office an Wirkmacht

verloren, was angesichts sinkender Mitgliederzahlen von Parteien in nahezu allen

westlichen Demokratien nicht überrascht (van Biezen et al. 2012). Die daraus

folgende zunehmende Hinwendung der Parteien zum Staat ist zentraler Gegen-

stand des von Richard S. Katz und Peter Mair (1995, 2009) konzipierten Typus der

Kartellpartei. Wichtigstes Charakteristikum ist die Zentrierung der Aktivitäten der

Parteien auf den Staat, weshalb der Begriff state centred party besser geeignet

erscheint (vgl. Wiesendahl 2010). Die Cartel Party ist mehr oder minder abhängig

von staatlichen Subventionen, über deren Vergabe und Höhe sie selber mitent-

scheiden kann: „In this sense, rather than thinking in terms of ‚the state‘ helping the

parties, it is perhaps more useful to think of it being the parties which are helping

themselves, in that, in working to ensure their own survival, they are regulating

themselves, paying themselves, and offering resources to themselves, albeit in the

name of the state“ (Mair 1997, S. 144). Eine entscheidende Bedeutung hat die
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staatliche Parteienfinanzierung bzw. Unterstützung der Parlamentsfraktionen, da

ohne die Bereitstellung von öffentlichen Mitteln die Parteien ihre weiteren Auf-

gaben kaum erfüllen und ihre Organisation nur unzureichend unterhalten können.

Doch die Parteien profitieren nicht nur von den ihnen gewährten finanziellen

Mitteln des Staates, sondern auch von der Besetzung öffentlicher Ämter und

anderen materiellen Gütern, die der Staat zur Verfügung stellt. Da diese Ressour-

cen begrenzt sind, werden sie in der Lesart von Katz und Mair von den Parteien des

Kartells untereinander aufgeteilt. Die enge zwischenparteiliche Kooperation zur

Absicherung staatlicher Privilegien kann als ein herausragendes Merkmal des

Typus der Cartel Party gelten. Da das gegenseitige Interesse an der kollektiven

Selbsterhaltung ihr Handeln bestimmt, wird das Ausmaß des Parteienwettbewerbs

verringert. Einher mit der Orientierung hin auf den Staat geht ein Ablösen der

Parteien von der gesellschaftlichen Basis, die Verbindungen sind lose, werden

partiell nur noch aus Legitimitätsgründen und dem Erfordernis der Stimmenge-

winnung aufrecht erhalten (vgl. Mair 1997, S. 153). Damit geht eine geringere

Responsivität einher. Parteien nutzen in dieser Sicht ihre institutionelle Macht zum

organisationalen Selbsterhalt und verparteilichen nahezu alle wichtigen Staats-

bereiche. Staatliche Regeln sind in dieser Sichtweise von den Parteien vorgeprägte

Normen. Sie unterliegen öffentlicher oder richterlicher Kontrolle, lassen aber

erhebliche Verselbständigungstendenzen von Parteien im Staat erkennen.

3 Beiträge und Perspektiven in diesem Band

Formen und Wandel von Parteienstaatlichkeit in Abgrenzung zu Parteiendemokra-

tien analysiert Elmar Wiesendahl in diesem Band. Während das Konzept der Par-

teiendemokratie die gesellschaftliche Sphäre in den Vordergrund rückt und die

Legitimationsfunktion betont, stehen in Wiesendahls Beitrag die Entscheidungs-

findung und die Rolle von Parteien als Akteure in Parlamenten und Regierungen

im Vordergrund. Neben der exklusiven Besetzung von Parlamentssitzen und Regie-

rungsämtern hängt Parteienstaatlichkeit von der Organisation von Wahlen, der

Nutzung und Nutzbarmachung von Verwaltungsstrukturen und der Selbstbestim-

mung politischer Entscheidungen durch Parteien ab. Wiesendahl diskutiert Aus-

prägungen und Grenzen der Parteienstaatlichkeit in der Bundesrepublik Deutsch-

land. Dass Parteien ihre verfassungsrechtlich und institutionell privilegierte Position

zur Gestaltung von Politikprozessen genutzt haben, steht für Wiesendahl außer

Zweifel; als Folge jüngster Veränderungsprozesse der Europäisierung und Globali-

sierung sieht Wiesendahl eine Verfestigung „exekutiver Parteienstaatlichkeit“.

Parteien und moderne Staatlichkeit 7



Das Verhältnis von Parteiendemokratie und Parteienwettbewerb beleuchtet

Simon Franzmann ausführlich, wobei er umfassender als Wiesendahl Parteien-

demokratie als ein System versteht, „in dem die Responsivität der Regierung

gegenüber denWünschen der Bürger durch Sondervereinigungen hergestellt wird“.

Der schon oben angesprochene Responsivitätsgedanke wird auf Regierungshandeln

und mit der von Elmar Wiesendahl analytisch der parteienstaatlichen Sphäre zuge-

rechneten staatlichen Entscheidungspolitik verbunden, da „diese Sondervereinigun-

gen [. . .] zugleich verantwortlich für die Umsetzung dieser Wählerwünsche in

konkrete verbindliche Entscheidungen“ sind. Neben Responsivität sieht Franzmann

Innovation als entscheidend für die Funktionsfähigkeit einer Parteiendemokratie

an. Er bestätigt dabei, dass der Offenheit des Angebots eine zentrale Bedeutung

zukommt. Unter Parteienwettbewerb versteht Franzmann ein Institutionengefüge,

„in denen Parteien als politische Akteure zum Erwerb der Macht mit anderen

politischen Akteuren in strategische Kooperation und Konkurrenz treten“. Völlig

zu Recht weist er darauf hin, dass in westlichen Demokratien seit den 1980er-Jahren

die programmatische Vielfalt nicht rückläufig ist, also die Unterscheidbarkeit des

Angebots nach wie vor gegeben ist, trotz partieller inhaltlicher Annäherung von

Großparteien in einzelnen Parteiendemokratien Europas. Franzmann blickt mit

einiger Zuversicht auf die Zukunft von Parteiendemokratien und stellt den Parteien

kein schlechtes Zeugnis aus, wenn er ihre Effektivität bei der Integration der

heterogenen Gesellschaften hervorhebt.

Wahlen sind in Demokratien von entscheidender Bedeutung. Sie verknüpfen

Staat und Gesellschaft bzw. Parteien und Wähler. Darüber hinaus entscheiden sie

nicht nur über parlamentarische Mehrheiten, sondern sie sind schlichtweg das

zentrale Instrument der Legitimation demokratischer Herrschaft. Wahlen finden

aber nicht einfach statt, sondern müssen organisiert werden. Die Organisation

von Wahlen obliegt dem Staat, letztlich sind es aber die Parteien, die direkt oder

indirekt in die staatliche Wahlorganisation gestaltend und regulierend eingreifen

(müssen). Daraus entsteht notwendigerweise ein „Spannungsverhältnis zwi-

schen demokratischer Neutralität und Distanz einerseits und rational-eigennützi-

gen Handlungslogiken andererseits“, das „die Rolle der politischen Parteien bei

der staatlichen Organisation der Wahlen“ prägt, wie Arne Pilniok in seinem

Beitrag ausführt. Er nimmt dabei eine juristische Analyse vor und fragt in einer

institutionellen Perspektive nach den Mechanismen, die das skizzierte Span-

nungsverhältnis und das damit einhergehende Problem einhegen. Es geht ihm

dabei also um die „Ausgestaltung des Zusammenspiels von Parteien und Wahlen

im Rahmen der grundsätzlichen Strukturentscheidungen des Wahlsystems“. Ge-

rahmt wird seine Analyse der deutschen Bundessebene von Überlegungen zur

Funktion von Wahlen als Wettbewerbsordnung und öffentliche Aufgabe. Die
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etwaigen Risiken einer Wahlausgestaltung durch die Parteien – und die dagegen

verankerten institutionellen Lösungen – untersucht er an zwei wichtigen Stell-

schrauben von Wahlsystemen, nämlich der Wahlkreiseinteilung und der Einrich-

tung von spezifischen Wahlorganen, die nicht zuletzt als Gatekeeper den Zugang

zum elektoralen Wettbewerb beschränken können. In seiner Analyse kann Pil-

niok nachweisen, dass sich die „institutionellen Lösungen, die zum Umgang mit

diesem Problem [parteipolitische Logik vs. Chancengleichheit] gefunden worden

sind, [. . .] höchst unterschiedlich“ gestalten. Es zeigt sich dabei, dass die Parteien

tatsächlich in beiden exemplarisch untersuchten Bereichen einen „erheblichen

Einfluss“ haben, was jedoch nicht zwingend der Fall sein müsste. Seine rechts-

vergleichenden Überlegungen zeigen, dass sich die Parteien durchaus auch stär-

ker zurücknehmen könnten. Die Parteien nutzen also ihre Handlungsmöglich-

keiten, begrenzt wird ihr Einfluss aber gleichwohl durch „vielfältige

Mechanismen der checks and balances“.

Die Hinwendung der Parteien zum Staat und die im Zuge der Relevanz von

supranationaler Integration innerhalb der EU bei gleichzeitig vermehrter Dezentra-

lisierung innerhalb der Staaten bedeutsamer gewordene Mehrebenenhaftigkeit der

Politik sind wichtige Grundlinien in der Debatte um den Wandel von Parteien.

Klaus Detterbeck verbindet diese beiden Perspektiven miteinander und argumen-

tiert, dass die Analyse innerparteilicher Dynamiken die territoriale Dimension von

Parteiorganisation berücksichtigen sollte. Detterbeck betrachtet zunächst das oben

dargelegte Konzept der Kartellpartei näher, um darüber hinaus die systemische

Rolle von Parteien im Parteienwettbewerb mit der Veränderung innerparteilicher

Strukturen zu verbinden. Über eine Auseinandersetzung mit dem Organisations-

modell der Stratarchie entwickelt er eine zweidimensionale Typologie zur Analyse

von Parteien in Mehrebenensystemen, die in vier Typen mündet: den unitarischen,

hierarchischen, kooperativen und autonomistischen Parteientypus. Unter Betrach-

tung der Muster vertikaler Integration und subnationaler Autonomie lässt sich

feststellen, dass Parteien sehr unterschiedliche territoriale Machtbalancen aufwei-

sen. Der Mehrebenenansatz trägt zur Ausdifferenzierung der organisatorischen

Dimension der Kartelltheorie bei. Unter Einbeziehung territorialer Aspekte kann

empirisch näher beleuchtet werden, wie sich die dominierende party in public

office zusammensetzt und in welchem Verhältnis Stratarchie und Verflechtung

zueinander stehen.

In seinem Beitrag „Die Neuregelung der Parteienfinanzierung in Österreich“

untersucht Manfred Stelzer die Entwicklung der rechtlichen Vorgaben im Bereich

der Finanzierung politischer Parteien. Das Parteienrecht ist in Österreich, ähnlich

wie in Deutschland, eng mit der Finanzierung von Parteien verwoben. Nicht die

organisationale Ausgestaltung, sondern die Finanzierung der Organisation steht
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damit (auch) in Österreich im Mittelpunkt des Rechts. 1975 erstmalig kodifiziert,

wurde mit dem „Bundesgesetz über die Finanzierung politischer Parteien (PartG)“

2012 eine umfassende Neufassung vorgelegt. In diesem – wie der Name schon

aufzeigt – vor allem finanzorientierten Gesetz werden vor allem, so Stelzer, „die

bisherigen Finanzierungstatbestände zusammen[geführt] und [. . .] die Grundlagen

der künftigen Parteienfinanzierung bund- und länderübergreifend in einer Ver-

fassungsbestimmung vor[gelegt]“. Bemerkenswert sind neben zahlreichen Details

für das Verhältnis von Parteien und Staat vor allem drei Aspekte, die Stelzer

herausstellt. Erstens wurden mit dem Gesetz die finanziellen Mittel für Parteien

massiv aufgestockt (u. a. fehlt eine absolute Obergrenze), in nicht immer trans-

parenter und systematisch für Stelzer höchst fragwürdiger Weise. Zweitens geht

damit eine Entkopplung der Parteien von der Wählerschaft einher, da staatliche

Mittel zwar vom Wahlerfolg, aber auf der Grundlage der Wahlberechtigten und

nicht der tatsächlich an Wahlen teilhabenden Bürger zugeteilt werden – mit der

Folge, dass zwar Anreize für eine Ausweitung der Wahlberechtigten, nicht aber der

Zahl der Wählenden gesetzt werden. So überrascht es nicht, dass im Extremfall –

etwa bei den Grünen – Parteien „seit Jahren keinen einzigen Cent an Mitgliedsbei-

trägen beziehungsweise an privaten Spenden ausweisen“, sondern lediglich auf

staatliche Mittel zurückgreifen. Sehr anschaulich zeigt Stelzer drittens, dass

„einige Bestimmungen des Parteiengesetzes selbst [. . .] Rätsel“ aufgeben. Dies

führt u. a. im Bereich der Transparenz dazu, dass nicht alle Regelungen überzeu-

gen, wenngleich im Ergebnis eine deutliche Verbesserung im Vergleich zur alten

Gesetzeslage gesehen werden kann. In der Gesamtschau dominiert aber nach

Stelzer der Eindruck, dass sich das System der etablierten Parteien durch die

Neuregelung der staatlichen Finanzierung klar nach außen abschließt, was im

Sinne der Kartellparteienthese für den österreichischen Fall für eine Hinwendung

der Parteien zum Staat spricht.

Im Mittelpunkt der Analyse von Henrik Gast und Uwe Kranenpohl steht die

innerparteiliche Demokratie. Dieses in Deutschland sogar grundgesetzlich ge-

forderte Organisationsprinzip soll in Anbindung an die Debatte um die Entwick-

lung der innerparteilichen Mitbestimmungsmöglichkeiten für relevante Parteien

im deutschsprachigen Raum empirisch fundiert und in diachroner Perspektive

untersucht werden. Gast und Kranenpohl plädieren dafür, nicht nur die formale

Binnenorganisation der Parteien, sondern auch – notwendigerweise empirisch

reduziert – die Organisationswirklichkeit zu erfassen. Dazu werden zwei

Variablen vorgeschlagen, die „die Opportunitäten zur Mitsteuerung beeinflus-

sen, [und die] geeignet sind, einen Überblick über die Unterschiede in der

Kontrollinfrastruktur insbesondere verschiedener Parteien zu gewinnen: die

Gremiengröße und die Sitzungsfrequenz“. Das zentrale Argument lautet dabei,
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dass kleine Gremien und häufige Sitzungen die Bedingungen für innerparteiliche

Demokratie verbessern. Darauf aufbauend zeigen Gast und Kranenpohl in einer

ersten Analyse ausgewählter deutscher, österreichischer und schweizerischer

Parteien, dass sich die „die pauschale These vom Niedergang der innerpartei-

lichen Demokratie“ vorerst nicht bestätigt. „Um diesen Befund jedoch zu

untermauern, müssten in diachroner Perspektive die Daten für alle deutschen,

österreichischen und schweizerischen Parteien eingeholt werden.“ Der hier

vorliegende Beitrag zeigt dabei zumindest einen ersten empirisch fundierten

Eindruck und verdeutlicht die Anwendbarkeit des vorgeschlagenen Analyse-

konzepts.

Die zentralen Akteure im Bundesrat sind, wie etwa Patzelt (1999, S. 60)

pointiert anmerkte, die politischen Parteien. Das ist zwar formal nicht ganz korrekt,

verdeutlicht aber den Einfluss der Parteien auf die Entscheidungen der sogenann-

ten Zweiten Kammer, der in letzter Konsequenz sogar bis zur Blockade von

Gesetzgebungsprojekten der Bundesregierung führen kann. Zu einer Parteipoliti-

sierung des Bundesrats kommt es immer wieder dann, wenn es keine gleichge-

richteten Mehrheiten in Bundestag und Bundesrat gibt, wie Henrik Träger in seiner

Analyse konstatiert. Eine solche Situation existierte seit Juli 2010 auch in der 17.

Legislaturperiode, so dass die schwarz-gelbe Regierung von Bundeskanzlerin

Angela Merkel auf die Unterstützung mindestens eines Landes mit Regierungsbe-

teiligung einer Partei der Bundestagsopposition angewiesen war, um ihre Gesetze

durchsetzen zu können; demgegenüber war die Oppositionsseite in der Lage, den

Bundesrat parteipolitisch zu nutzen. Diese Möglichkeit wurde aber offenbar deut-

lich seltener genutzt als in anderen Phasen mit vergleichbaren Mehrheitsverhält-

nissen, wie Träger verdeutlicht; jedoch kam es, wie er anhand zweier Fallstudien

zeigt, auch damals zu intensiven Verhandlungen beziehungsweise zum endgülti-

gen Scheitern von Gesetzgebungsprojekten.

Abschließend nimmt Isabelle Borucki in ihrem Beitrag eine sowohl kommuni-

kations- wie politikwissenschaftliche Perspektive ein. Sie geht im Kern der Frage

nach, wie viel Partei in Regierungskommunikation enthalten ist, oder – in der

Diktion Partei und Staat – in welchem Umfang und mit welchen Mitteln Regie-

rungsparteien den Staat für ihre parteiliche Kommunikation nutzen. Untersu-

chungsleitend ist dabei die Annahme, dass „parteipolitische Interessen [. . .] infor-

mell auf die Konstellation von Regierungskommunikation einwirken und auch in

der Außenkommunikation Lagerorientierungen festzustellen sind“. Im Ergebnis

zeigt sich durchaus eine Parteiorientierung der institutionellen Regierungskommu-

nikation entlang parteipolitischer Konfliktlinien und Lager: „Die Parteiendemo-

kratie und der Parteienwettbewerb setzen sich also auch (oder gerade) in der

Exekutivkommunikation fort.“
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